
Rechtssache 250/85 R

Brother Industries Ltd
gegen

Rat der Europäischen Gemeinschaften

„Dumping"

Leitsätze

Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Einstweilige Anordnungen— Voraus­
setzungen — Abwägung sämtlicher betroffener Belange
(EWG-Vertrag, Artikel 185 und 186; Verfahrensordnung, Artikel 83 § 2)

BESCHLUSS DES PRÄSIDENTEN DES GERICHTSHOFES
18. Oktober 1985 *

In der Rechtssache 250/85 R

Brother Industries Ltd, Gesellschaft japanischen Rechts mit Sitz in Nagoya (Ja­
pan), vertreten durch Rechtsanwalt Pierre Didier, Brüssel, Zustellungsanschrift:
Rechtsanwaltskanzlei Laurent Mosar, 8, rue Notre-Dame, Luxemburg,

Antragstellerin,
gegen

Rat der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch seine Bevollmächtigten
H.-J. Lambers, Direktor seines Juristischen Dienstes, und E.-H. Stein,
Rechtsberater in diesem Dienst, Beistand Rechtsanwalt G. Vandersanden,

* Verfahrenssprache: Französisch.
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Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Jörg Käser, Direktor des Juristischen Dien­
stes der Europäischen Investitionsbank, 100, boulevard Konrad-Adenauer, Luxem­
burg,

Antragsgegner,

und

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihre Bevollmächtig­
ten J. Temple Lang und M.-J. Jonczy, Zustellungsbevollmächtigter: G. Kremlis
vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-
Kirchberg,

und

Committee of European Typewriter Manufacturers (CETMA), vertreten durch
Rechtsanwälte D. Ehle, U. Feldmann und V. Schiller, Köln, Zustellungsanschrift:
Rechtsanwaltskanzlei Arendt und Harles, 34, rue Philippe-II, Luxemburg,

Streithelfer,

wegen Aussetzung der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1698/85 des Ra­
tes vom 19. Juni 1985 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf Ein­
fuhren von elektronischen Schreibmaschinen mit Ursprung in Japan (ABl. L 163,
S. 1) auf die Antragstellerin

erläßt

DER PRÄSIDENT DES GERICHTSHOFES
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

folgenden

BESCHLUSS

1 Mit Schriftsatz vom 29. August 1985 hat die Antragstellerin beantragt, im Wege
der einstweiligen Anordnung die Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 1698/85 des Rates vom 19. Juni 1985 (ABl. L 163, S. 1), durch die ein end­
gültiger Antidumpingzoll bei der Einfuhr von elektronischen Schreibmaschinen,
die von der Antragstellerin hergestellt sind, eingeführt und die endgültige Verein­
nahmung der durch die Verordnung (EWG) Nr. 3643/84 der Kommission vom
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20. Dezember 1984 (ABI. L 335, S. 43) eingeführten vorläufigen Antidumping­
zölle angeordnet wurde, auf die Antragstellerin bis zur Entscheidung des Gerichts­
hofes in der Hauptsache auszusetzen, soweit sie von dieser Verordnung betroffen
ist, und hilfsweise die Vornahme zusätzlicher Untersuchungen durch die Kommis­
sion anzuordnen.

2 Dieser Antrag, der am 29. August 1985 in das Register der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingetragen worden ist, ist auf Artikel 185 und 186 EWG-Vertrag in Verbin­
dung mit Artikel 83 der Verfahrensordnung gestützt.

3 Die Antragstellerin bezieht sich auf die von ihr am 12. August 1985 bei der Kanz­
lei des Gerichtshofes eingereichte Klage auf Nichtigerklärung der Verordnung
Nr. 1698/85.

4 Mit Beschluß vom 2. Oktober 1985 ist die Kommission in der Rechtssache
250/85 R gemäß Artikel 37 Absatz 1 des Protokolls über die Satzung des Ge­
richtshofes der EWG als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge des Antrags­
gegners zugelassen worden. Sie hat jedoch keine schriftlichen Erklärungen abgege­
ben. Mit Beschluß vom selben Tage ist auch das CETMA gemäß Artikel 37 Absatz
2 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes der EWG als Streithelfer zur
Unterstützung der Anträge des Antragsgegners im Verfahren der einstweiligen An­
ordnung zugelassen worden.

5 Mit zwei Fernschreiben vom 9. Oktober 1985 hat der Gerichtshof Fragen an das
CETMA und die Kommission gerichtet. Das CETMA wurde aufgefordert, seine
Antworten schriftlich bis zum 14. Oktober 1985 um 9.30 Uhr einzureichen; die
Kommission wurde aufgefordert, ihre Antworten in der Sitzung vom 14. Oktober
1985 zu geben.

6 Der Antragsgegner hat seine schriftlichen Erklärungen am 13. September 1985
eingereicht. Die Beteiligten haben in der Sitzung vom 14. Oktober 1985 mündliche
Ausführungen gemacht.

7 Dem Erlaß der Verordnung Nr. 1698/85 des Rates gingen folgende Schritte
voraus. Am 15. Februar 1984 reichte das CETMA bei der Kommission einen An­
trag auf Einleitung eines Antidumpingverfahrens gegenüber elektronischen
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Schreibmaschinen mit Ursprung in Japan, darunter solche der Antragstellerin, ein.
Auf der Grundlage des daraufhin eingeleiteten Verfahrens erließ die Kommission
am 20. Dezember 1984 die Verordnung Nr. 3643/84 (ABl. L 335, S. 43), mit
deren Artikel 1 Absatz 3 ein vorläufiger Antidumpingzoll von 43,7 % auf die von
der Antragstellerin ausgeführten Maschinen eingeführt wurde; dieser Zoll ist Ge­
genstand einer vor dem Gerichtshof anhängigen Nichtigkeitsklage. Am 19. Juni
1985 erließ der Rat die Verordnung Nr. 1698/85, in deren Artikel 1 Absatz 4 ein
endgültiger Antidumpingzoll von 21 % auf diese Maschinen festgesetzt wird und
deren Artikel 2 die endgültige Vereinnahmung der durch die Verordnung
Nr. 3643/84 eingeführten vorläufigen Antidumpingzölle vorschreibt.

s Die Antragstellerin macht geltend, die Anwendung dieser Verordnung auf sie
müsse bis zur Entscheidung des Gerichtshofes in der Hauptsache ausgesetzt wer­
den, da ihr ansonsten ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden ent­
stehe.

9 Gemäß Artikel 185 EWG-Vertrag haben Klagen beim Gerichtshof keine aufschie­
bende "Wirkung. Dieser kann jedoch, wenn er dies den Umständen nach für erfor­
derlich hält, nach den Artikeln 185 und 186 die Durchführung der angefochtenen
Handlung aussetzen und jede andere einstweilige Anordnung treffen.

io Voraussetzung für derartige Anordnungen ist nach Artikel 83 § 2 der Verfahrens­
ordnung, daß die Anträge auf vorläufigen Rechtsschutz die Umstände anführen,
aus denen sich die Dringlichkeit ergibt; ferner ist die Notwendigkeit der beantrag­
ten Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht glaubhaft zu machen.

n Die Antragstellerin bringt vier Gesichtspunkte vor, um die Notwendigkeit der von
ihr beantragten Anordnung glaubhaft zu machen. Artikel 2 Absatz 9 der Verord­
nung Nr. 2176/84 des Rates vom 23. Juli 1984 (ABl. L 201, S. 1), der Grundver­
ordnung für den Bereich Dumping, sei verletzt worden, da der Normalwert und
der Ausfuhrpreis nicht auf der gleichen Handelsstufe verglichen worden seien.
Dasselbe gelte für Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe c, da der Normalwert nicht be­
richtigt worden sei, um eine gebührende Vergleichbarkeit der Preise des Inlands­
markts mit dem Ausfuhrpreis zu erreichen. Auch die Berechnungen, aufgrund de­
ren die Gemeinschaftsorgane bei der Festlegung des Normalwerts von drei in Ja­
pan nicht verkauften Modellen einen Gewinnzuschlag von 71,1 % vorgenommen
hätten, und die Art und Weise, in der sie die der europäischen Industrie entstan­
dene Schädigung ermittelt hätten, wiesen schwerwiegende Mängel auf.
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12 Der Rat ist der Auffassung, die Prüfung der von der Antragstellerin angeführten
vier Gesichtspunkte gehe eindeutig über den Rahmen eines vorläufigen Verfahrens
hinaus und greife der Entscheidung in der Hauptsache vor; keiner von ihnen sei
geeignet, die Notwendigkeit vorläufigen Rechtsschutzes glaubhaft zu machen.
Auch die von der Antragstellerin zum Beweis eines nicht wiedergutzumachenden
Schadens angeführten Umstände — Rückgang ihres Absatzes und ihres Marktan­
teils, Erschütterung ihres Vertriebssystems — beruhten auf der Einführung des An­
tidumpingzolls selbst und seien kein Beweis für einen nicht wiedergutzumachenden
Schaden, der die Dringlichkeit und damit den Erlaß der beantragten einstweiligen
Anordnung begründen würde. Im übrigen sei es, wie sich aus der Rechtsprechung
des Gerichtshofes, insbesondere dem Beschluß vom 17. Dezember 1984 in der
Rechtssache 258/84 R (Nippon Seiko), eindeutig ergebe, unerläßlich, die Belange
der Antragstellerin gegenüber dem Schaden abzuwägen, der der europäischen In­
dustrie entstünde, wenn die beantragten vorläufigen Maßnahmen erlassen würden;
die Belange der europäischen Industrie würden schwerwiegend beeinträchtigt,
wenn die von der Antragstellerin beantragte einstweilige Anordnung getroffen
würde.

i3 Um die Notwendigkeit vorläufigen Rechtsschutzes glaubhaft zu machen, führt die
Antragstellerin in ihrer Antragsschrift verschiedene tatsächliche und rechtliche Ge­
sichtspunkte an, die sie auch in ihrer Klage geltend macht. Der Rat und die Kom­
mission vertreten in ihren schriftlichen Stellungnahmen die Auffassung, im Rah­
men eines Verfahrens des vorläufigen Rechtsschutzes hierzu nicht Stellung nehmen
zu müssen, da die Prüfung dieser Gesichtspunkte einer Stellungnahme in der
Hauptsache gleichkäme. In der Sitzung vom 14. Oktober 1985 haben die beiden
Gemeinschaftsorgane, insbesondere die Kommission, die Auffassung vertreten, ih­
nen sei bei der Berechnung der Dumpingspanne und der Feststellung der durch die
japanischen Einfuhren der europäischen Industrie zugefügten Schädigung kein
Fehler unterlaufen. Sie hätten vielmehr die im vorliegenden Fall einschlägige Ver­
ordnung Nr. 2176/84 richtig angewandt.

M Das Vorbringen der Antragstellerin enthält erhebliche Argumente, die bei der Prü­
fung der Klage noch einer eingehenderen Untersuchung bedürfen. Die Gemein­
schaftsorgane haben aufgrund des von ihnen vertretenen, vorstehend wiedergege­
benen Standpunktes weder versucht, die Unerheblichkeit des Vorbringens der An­
tragstellerin aufzuzeigen, noch dies beabsichtigt. Vorbehaltlich der Ausführungen
in Randnr. 16 kann man daher davon ausgehen, daß das Vorbringen der Antrags­
tellerin geeignet ist, die Notwendigkeit der von ihr beantragten Anordnung glaub­
haft zu machen.
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is Auch wenn man im vorliegenden Fall davon ausgehen kann, daß die Antragstelle­
rin die Notwendigkeit der Aussetzung der Anwendung der angefochtenen Verord­
nung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht glaubhaft gemacht hat, ist noch zu
prüfen, ob eine solche Aussetzung dringlich sowie erforderlich ist, um der Antrags­
tellerin einen schweren und nicht wiedergutzumachenden Schaden zu ersparen.

16 Die Beteiligten haben hierzu gegensätzliche Auffassungen vertreten und zur Un­
terstützung ihrer jeweiligen Auffassung Zahlenangaben zur Höhe der Preise und
zu den Marktanteilen der europäischen Industrie und ihrer japanischen Konkur­
renten vorgelegt. Die vom Rat, der Kommission und dem CETMA einerseits und
der Antragstellerin andererseits vorgelegten Zahlen stimmen nicht überein. Im
Rahmen eines Verfahrens des vorläufigen Rechtsschutzes ist es dem Präsidenten
des Gerichtshofes nicht möglich, den Zahlenangaben einer der Parteien den Vor­
zug zu geben, ohne der Entscheidung in der Hauptsache vorzugreifen, sofern
keine weiteren Gesichtspunkte zugunsten der Auffassung einer Partei sprechen,
was hier nicht der Fall ist. Ebensowenig ist der Präsident in der Lage zu beurteilen,
ob der Vergleich zwischen dem Ausfuhrpreis und dem Normalwert auf der glei­
chen Handelsstufe durchgeführt worden ist.

i7 Bei der Anwendung der Artikel 185 und 186 EWG-Vertrag müssen im übrigen
sämtliche betroffenen Belange gegeneinander abgewogen werden. In diesem Zu­
sammenhang haben die Gemeinschaftsorgane und das CETMA vorgetragen, die
Schädigung der Gemeinschaftshersteller infolge der zu niedrigen Festsetzung der
Preise für die von der Antragstellerin verkauften elektronischen Schreibmaschinen
sei erheblich; eine Aussetzung der endgültigen Antidumpingzölle würde mit Si­
cherheit dazu führen, daß ein Teil der Gemeinschaftsindustrie vom Markt ver­
schwände. Mangels zuverlässiger, nicht bestrittener Angaben, die das Gegenteil
beweisen könnten, ist davon auszugehen, daß der Erlaß der beantragten einst­
weiligen Anordnung die europäische Wirtschaft beträchtlich schädigen könnte.

is Aufgrund der angeführten Umstände und nach dem Grundsatz, daß es in Zwei­
felsfällen dem Antragsteller obliegt, seine Behauptungen zu beweisen, ist festzustel­
len, daß die Antragstellerin einen ihr drohenden schweren und nicht wiedergutzu­
machenden Schaden, der die Dringlichkeit der von ihr beantragten einstweiligen
Anordnung begründen würde, nicht hinreichend nachgewiesen hat.
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Aus diesen Gründen

hat

DER PRÄSIDENT

im Verfahren der einstweiligen Anordnung

beschlossen:

1) Der Antrag wird zurückgewiesen.

2) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Luxemburg, den 18. Oktober 1985.

Der Kanzler

P. Heim

Der Präsident

A. J. Mackenzie Stuart
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